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Der Wissende weiß, dass er glauben muss.

Friedrich Dürrenmatt
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I.  Einleitung 

– Vorstellung der Problemlage – 
Staatliches Erziehungsrecht und allgemeine 
Schulpflicht versus Glaubensfreiheit und 
elterliches Erziehungsrecht

Unsere moderne Gesellschaft zeichnet sich dadurch aus, dass ihre 
Mitglieder unterschiedlichen Religionen und Weltanschauungen an-
gehören. Eine Besonderheit des freiheitlichen Verfassungsstaats ist es, 
dass er Angelegenheiten von Religion und Weltanschauung zunächst 
grundsätzlich seinen freien Bürgerinnen und Bürgern überlässt, so-
fern ein gerechtes Zusammenleben davon nicht tangiert wird.� In 
einer Gesellschaft, in der immer mehr Menschen verschiedener Re-
ligionen und Weltanschauungen eng nebeneinander leben, kommt es 
aber unausweichlich zu Konfliktpotential, welches auch vor der Schu-
le nicht haltmacht. Die Pluralisierung der Religion wirft die Frage 
nach dem grundrechtlichen Minoritätenschutz und seinen Grenzen 
und nach der Balancierung von positiver und negativer Religionsfrei-
heit neu auf.� 

�	 Vgl. S. Huster, Die ethische Neutralität des Staates: Eine liberale Interpretation 
der Verfassung, Tübingen 2002, S. 5ff.

�	 Vgl. M. Morlok in Dreier, Grundgesetz Kommentar, Bd. 1. 2. Aufl., Tübingen 
2004, Rdnr. 149 zu Art. 4.
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Die Schule als Teil der Gesellschaft spiegelt diese wachsende religiös- 
kulturelle Heterogenität wider. Im schulischen Bereich sind daher die 
Belange verschiedener Religionen nicht mehr zu übergehen.� Es ist 
insoweit auch nicht überraschend, dass in Deutschland die Diskus-
sion um die Grenzen der Religionsfreiheit heute vor allem rund um 
das Thema staatliche Schule ausgetragen wird. Umstritten ist hier, 
inwieweit sich der Staat in multikulturelle Auseinandersetzungen 
einmischen und inwieweit der Staat sich selber im Bereich der Schule 
positionieren darf. Gerade bei verfassungsrechtlichen Auseinanderset-
zungen im Schulbereich können Anwendungsbereich und Inhalt des 
Neutralitätsgebots als nicht ganz geklärt angesehen werden.�

Die Frage lautet somit heute: Wie viel Religiosität erlaubt das 
Grundgesetz in staatlichen Schulen? 

Das Grundrecht der freien Religionsausübung der Schülerinnen 
und Schüler und das Erziehungsrecht der Eltern, das ebenfalls ein 
Grundrecht ist, können in staatlichen Schulen einem Erziehungsrecht 
des Staates gegenüber stehen.

Fragen um die Abgrenzung des staatlichen Erziehungsrechts zu 
dem elterlichen Erziehungsrecht und dem Grundrecht der Glaubens-
freiheit im Zusammenhang mit Verstößen gegen die Schulpflicht aus 
religiösen Gründen sind nicht erst seit der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 31. Mai 2006� über die strafrechtliche Ver-
folgbarkeit von Verstößen gegen die Schulpflicht aus religiösen Grün-
den Thema in der Öffentlichkeit und in der rechtswissenschaftlichen 
Diskussion. 

�	 Vgl. N. Kelek, Islam im Alltag, Münster 2002, S. 13.
�	 Vgl. S. Huster, Die ethische Neutralität des Staates: Eine liberale Interpretation 

der Verfassung, Tübingen 2002, S. 18ff.
�	 BVerfG, 2 BvR 1693/04 vom 31.5.2006, Absatz-Nr. (1–33) in JA 2006, S. 829 <=> 

strafrechtliche Verfolgbarkeit von Verstößen gegen die Schulpflicht (siehe auch 
BVerfGE 32, 98ff. und Beschluss des Hamburgischen OVG vom 26.04.2006 
Az. 1 So 56/06, Urteil des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 06.01.2001, Az. 2 
K 2467/00, Quelle: Pressemitteilung vom 06.08.2001 Justizportal des Landes 
Baden-Württemberg – http://www.justiz-bw.de/serviet/PB/menu/1195282/in-
dex.html, BVerfG 1 BvR 436/03 vom 29.04.2003 in NJW 2006, 3406, Urteil 
des OLG Frankfurt vom 15.07.2004 Az. 2 Ss 139/04 (Quelle: Pressemitteilung 
des OLG Frankfurt am Main vom 29.07.2004), zitiert: becklink 123375 und T. 
Dünchheim, Die »Kultur des Blaumachens« und der Schulzwang nach dem 
neuen Schulgesetz NRW, NWVBl 2007, S. 134ff.
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